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Beiratssitzung Beirat Neustadt am 20.06.2018 

Antrag der Fraktion DIE LINKE und PIRATEN im Beirat Neustadt 

Der Beirat Neustadt möge beschließen: 

Der Beirat Neustadt verurteilt die Informationspolitik von KITA Bremen und Immobilien 
Bremen  im Zusammenhang mit der festgestellten Dioxinbelastung  auf dem Gelände 
der  Kita  Neustadtswall. Der Beirat kritisiert, dass er nicht rechtzeitig informiert wurde. 
Er fordert die zuständigen Stellen auf, den Beirat zukünftig frühzeitig und umfassend 
zu informieren. Dies hätte auf der Sondersitzung des Beirates am 27.02.18. zum An- 
und Umbau der Kita Neustadtswall erfolgen können und müssen. Zu diesem Zeitpunkt 
war die Belastung durch Dioxin KITA Bremen und den Behörden bereits bekannt. Die 
Informationen erhielt der Beirat erst in der Sozialausschusssitzung des Beirats 
(30.05.2018) aufgrund der Nachfrage des Ortsamtes und von Beiratsmitgliedern. Eine 
rechtzeitige Information des Beirates hätte schnell Klarheit geschaffen und 
Verunsicherung und Irritationen verhindert. 

Er erwartet, dass ihm sämtliche Unterlagen und die im Zusammenhang mit dem 
Dioxinfund erstellten Gutachten barrierefrei, d.h. in digitaler Form, zur Verfügung 
gestellt werden.  

Die Senatorin für Bildung und der Senator für Bau werden aufgefordert, die 
Durchsetzung des Informationsfreiheitsgesetzes bei KITA Bremen bzw. IB 
sicherzustellen.  

Zudem erwartet der Beirat, dass die Senatorin für Kinder und Bildung und SUBV gem. 
§ 5 (2) des Ortsgesetzes über  Beiräte und Ortsämter bei KITA Bremen und IB  
sicherstellen,  dass diese, als zuständige Stellen, den Beirat frühzeitig in ihre Tätigkeit  
einbeziehen und sicher gestellt wird, das die zuständigen Stellen innerhalb ihres 
Verantwortungsbereiches die Pflichten nach dem Ortsgesetz wahrnehmen. 

Die von der Regionalleitung KITA Bremen auf der Sozialausschusssitzung am 
30.05.2018 gemachten Äußerungen lassen erheblich daran zweifeln, dass dies 
zukünftig der Fall sein wird. Die Senatorin für Kinder und Bildung wird aufgefordert die 
Stelle mit einer Person zu besetzen, die die Einhaltung des Beirätegesetzes und die 
Information und Zusammenarbeit mit dem Beirat als Ganzes gewährleisten kann. 

 


